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P A R L A M E N T A R I S C H E  I N I T I AT I V E  von Jean-Philippe Pinto (Die Mitte, Volkets-

wil), Pia Ackermann (SP, Zürich), Corinne 
Hoss-Blatter (FDP, Zollikon), Benno Scher-
rer (GLP, Uster), Edith Häusler (Grüne, 
Kilchberg) und Manuel Sahli (AL, Win-
terthur) 

 
betreffend Keine Abschreibung von Vorstössen über den Geschäftsbericht 

 

Das Kantonsratsgesetz vom 29. März 2019 wird wie folgt geändert: 
 
2. Abschnitt: Vorstösse 
 
A. Motionen 
Verfahren nach der Überweisung 
 
§ 45 Absatz 3 wird aufgehoben. 
 
D. Postulat 
Verfahren nach der Überweisung 
 
§ 54 Absatz 3 wird aufgehoben. 
 
Begründung: 

Die Geschäftsprüfungskommission (GPK) stellt dem Kantonsrat Antrag zu Motionen und 
Postulaten, die mit dem Geschäftsbericht des Regierungsrates zur Abschreibung beantragt 
werden (gestützt auf § 39 Abs. 2 Kantonsratsreglement). Dabei hat die GPK festgestellt, 
dass es in den letzten Jahren vermehrt zu solchen Abschreibungsanträgen seitens des Re-
gierungsrates gekommen ist. So hat der Kantonsrat auf Antrag des Regierungsrates in der 
letzten und der laufenden Legislaturperiode bisher fünf parlamentarische Vorstösse mit dem 
Geschäftsbericht des Regierungsrates abgeschrieben. In seinem jüngsten Geschäftsbericht 
2024 (Vorlage 6017) beantragt der Regierungsrat dem Kantonsrat die Abschreibung von vier 
weiteren Motionen sowie eines Postulates. 
 
Nach unserer Meinung handelt es sich bei den betreffenden parlamentarischen Vorstössen 
um Aufträge an den Regierungsrat zur Ausarbeitung von Gesetzesbestimmungen und von 
Berichten, die eine angemessene Würdigung durch den Regierungsrat bewirken und an-
schliessend auch inhaltlich von der zuständigen (Sach-) Kommission des Kantonsrates über-
prüft und beraten werden sollen. Dies ist bei der Abschreibung der Vorstösse über den Ge-
schäftsbericht nicht ausreichend gegeben. Die gesetzlichen Bestimmungen zur Abschrei-
bung von Motionen und Postulaten über den Geschäftsbericht des Regierungsrates sollen 
deshalb aufgehoben werden. 
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